
Gewinn uor Gemeinwohl
Erstmals haben Ökonomen den Staat wie ein Unternehmen betrachtet und eine

Bilanz der ,,Deutschland AG" erstellt. Ergebnis: Das Land ist konkursreif.

eder vernünftige Anleger würde
die Finger lassen von einer solch
maroden Firma. Sie gibt ständig

mehr Geld aus, als sie ein-
nimmt. Sie hat keine Ah-
nung, mit welchem ihrer
zahllosen Produkte sie Ge-
winne erwirtschaftet. Sie
war Ende des Geschäftsjah-
res 1998 mit 2375 Milliarden
Mark maßlos überschuldet.
Kurz: Die Firma ist so gut
wie pleite * wenn sie denn
eine echte Firma wäre.

,,Ein privates Unterneh-
men in der gleichen Situa-
tion müsste ein Konkurs-
verfahren beantragen",
heißt es knapp und vernich-
tend in dem Bericht. den

te - vorlegen*.
Ederer. ein Unternehmensberater,

und Schuller, Vorstandsassistent bei der
Deutschen gank, beide 33, wagten ge-
meinsam mit der Universität Witten-
Herdecke einen erstaunlichen Versuch:
Sie taten so, als sei der Staat ein Unter-
nehmen, zerlegten ihn in acht Ge-
schäfufelder rmd erstellten - so gut es
ging - eine Bilanz, die Vermögen und
Kapital, Gewinne undVerluste ausweist.

,,Wir wollten einmal eine ganz neue
Perspektive aufzeigen", erklärt der
Banker Schuller den Ansatz, ,,weil zu
oft in Schablonen diskutiert wird."

Was dabei herauskam, ist nicht un-
bedingt politisch korrekt, ökonomisch
aber aufschlussreich. Warum eigentlich,
fragen die Autoren zum Beispiel, fi-
nanziert der Staat das Studium, obwohl
den Studenten später weit mehr Ertrag
aus ihrer Ausbildung in Form von Ein-
kommen zulließt als dem Staat an Steu-
ern? Diese Subventionspraxis sei ,,frag-
würdig", monieren die Autoren.

Echte Studiengebühren müssten also
her, ihre Höhe sollte sich nach den Er-
trägen richten, die mit dem jeweiligen
Fach zu erzielen sind. Der Jurist zahlt

* Pcer Edcrcr, Philipp Schullcc ,,Gcschäftsbcricht
Deutschland AG". Schäffer-Poe*hel Verlag, Stutt-
garti 264 Seiten; 49,80 Mark.

Peer Ederer und Philipp Ederer, Schuller
Schuller diese Woche - pas- Geschäfufeld der ,,Deutsch-
send zum Beginn der Haushaltsdebat- land AG". Sie dokumentieren die

weit weniger als der Mediziner, dessen
Studium lang und teuer ist. Und fär ein
Fach wie Germanistik. das sich weder

fur den Staat noch für den
Studenten rechne, müssten
die Gebühren sogar ab-
schreckend hoch sein.

Solche Ideen werden
nicht nur Philologen
schockieren. Ein Unterneh-
men Deutschland. das Ge-
winn vor Gemeinwohl stellt
- ist das wünschenswert?
,,Die betriebswirtschaft liche
Sichtfunktioniert nur bis zu
einem bestimmten Grad",
räumt der Berater Ederer
ein, ,,aber der Staat ist eben
auch Wirtschaf tsakteur. "

Und so untersuchen die
Autoren Geschäftsfeld für

Schieflage eines Unternehmens, das im
Grunde ein Sanierungsfall ist.

Allein schon seine Struktur mit Fi-
lialen in 16 Ländern, 439 Kreisen und
St'ädten sowie r+s6r Gemeinden sei in-
effizienl ihre Gniße und Finanzkraft
zu unterschiedlich. Undurchsichtige
Quersubventionen verhinderten, die Fi-
lialen wie Profit-Center zu betreiben.

Die ,,gröbste Fehlleistung des Ma-
nagements" stellt das Duo im größten
Sektor fest - der sozialen Sicherung.
Jahrzehntelang hätten die Vorstände
der Deutschland AG die Produktpalet-
te von der Frührente bis zur Pflegever-
sicherung ausgeweitet, ohne darauf zu
achten, ob sie zu finanzieren ist.

Ist sie nicht, rechnen Ederer und
Schuller vor: In einen z3-Jährigen hat
die Deutschländ AG z8oooo Mark in-
vestiert. Diesen Vorschuss hat er mit
Steuern und Abgaben zurückgezahlt,
wenn er 35 ist. Bis 55 erwirtschaftet er
ein Guthaben von 54oooo Mark, als
Rentner zehrt er es wieder auf.l,thtlz
ist das Konto aufgebraucht, von da an
legt der Staat nur drauf (siehe Grafik).

Die Finanzierungslücke, die durch
solche Ansprüche entsteht, summiert
sich allein tggg auf 380 Milliarden
Mark. Ein Betrieb müsste dafür Rück-
stellungen bilden, die Deutschland AG
aber ,,lebt vom Hand in den Mund".

Lediglich im Sektor,,Infrastruktur"
machen die Autoren ein ,,finanziell
äußerst attraktives Produkt" aus. der
Straßenverkehr sei die,,Cash-Cow"
der Deutschland AG. Dort gibt sie 3z
Milliarden Mark aus und nimmt mit il9
Milliarden aus Mineralöl-, Kfz- und
Mehrwertsteuer fast vierrral so viel ein.

Nicht nur hier hinkt freilich die Ana-
logie zur Unternehmensbilanz. Die Ge-
genrechnung ist streng genommen
nicht zulässig, da der Staat Steuern
nicht zweckgebunden erheben darf.
Auch anderswo zeigen sich Grenzen
der Vergleichbarkeil Die Autoren be-
trachten die rund 75 Millionen Staats-
bürger als Aktionäre der Deutsctrland
AG - auch wenn diesen die Freiheit
fehlt, das Papier zu verkaufenund etwa
in die ,,USA lnc." zu investieren.

Dennoch fiel es ihnen leicht, Mit-
streiter fih die Idee zu begeistern. Wirt-
schafuminister Werner Mtiller, gleich-
samVorstandsmitglied der Deutschland
AG mahnt im ,,Brief an die Aktionä-
re", dass ,,die Anspruchshaltung ge-
genüber dem Staat an die Grenzen der
Leistungsfähigkeit" geführt habe. Und
die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
KPMG hat die Bilanz geprüft.

AuchWemer Seifert, Chef der Deut-
schen Börse, hat mitgespielt. Aufs Par-
kett würde er die Deutschland AG nicht
bringen wollen: ,,Da{ür müsste ihr Ma-
nagement noch einige Anstrengungen
unternehmen." ALEXANDER JUNG
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